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  In Kürze 
Richtplan Siedlung und 
Landschaft 

 Die Gemeindeversammlung hat am 6. Dezember 2017 die kom-
munalen Richtpläne Siedlung und Landschaft sowie Verkehr 
beschlossen. Damit wurde in Form einer Gesamtschau der 
Grundstein für die langfristige Siedlungsentwicklung gelegt. 

 
Gegenstand der Teilrevision  Diese Teilrevision der Nutzungsplanung schliesst an die be-

hördenverbindliche Richtplanung an und setzt die darin ver-
ankerte Stossrichtung zur qualitätsorientierten Gemeinde-
entwicklung grundeigentümerverbindlich um. Gegenstand der 
Teilrevision sind:  

• die Kernzonen; 
• die zentral gelegenen Areale im Nahbereich der Forch-

strasse; 
• die Anpassung der BZO an die neuen Begriffe und Defi-

nitionen sowie Messweisen im kantonalen Planungs- und 
Baugesetz (Harmonisierung der Baubegriffe); 

• die Anpassung der BZO aufgrund von Erfahrungen im 
Vollzug. 

 
Kernzonen Dorf 

 

 Die heutigen Festlegungen für die Kernzonen Dorf sind auf das 
traditionelle Erscheinungsbild der historischen Bausubstanz 
ausgerichtet. Dies hat sich im Grundsatz bewährt. Die Fest-
legungen werden jedoch im Interesse eines transparenten Voll-
zugs mit dieser Revision präzisiert und unter Beachtung des 
Ortsbildschutzes flexibilisiert. Die neuen Kernzonenpläne sind 
inhaltlich differenzierter und gewährleisten zusammen mit den 
aktualisierten Bestimmungen, dass sich Neubauten rücksichts-
voll in die historischen Strukturen integrieren. Neu sind auch 
zeitgemässe architektonische Lösungen möglich. 

>  mehr dazu im Kapitel 4 
   
Kernzonen Weiler 
 
 

 Aufgrund der übergeordneten Vorgaben sind in den Kernzonen 
Weiler nur noch Umbauten und Ersatzneubauten erlaubt. Neu-
bauten auf der "grünen Wiese" sind nicht mehr zulässig, was 
gestützt auf den kantonalen Vorprüfungsbericht in der BZO 
konkretisiert wird. 

>  mehr dazu im Kapitel 4 
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Zentrumszone 

 
 
 

 Die neu eingeführte Zentrumszone im Bereich der Forchstrasse 
hat das Ziel, das Zentrum für die Versorgung der Bevölkerung 
zu stärken und den öffentlichen Raum als Aufenthalts- und 
Begegnungsraum aufzuwerten. 

Die im Ergänzungsplan festgelegten ortsbaulichen Prinzipien 
gewährleisten, dass sich das Ortsbild qualitätsvoll weiterent-
wickelt. Die Gemeinde setzt sich beim Kanton zudem dafür ein, 
dass die Forchstrasse entsprechend ihrer Bedeutung als inner-
örtliche Zentrumsstrasse umgestaltet wird und dadurch das 
Zentrum optisch nicht mehr "zerschnitten" und getrennt wird. 
Zusammen mit dem Kanton wird ein Gestaltungskonzept erar-
beitet, das in Etappen umgesetzt werden kann. 

>  mehr dazu im Kapitel 5.2 
   
Massvolle Innenentwicklung 
 

 In den zentrumsnahen Gebieten im Nahbereich der Forch-
strasse werden die Voraussetzungen für eine qualitätsorien-
tierte Innenentwicklung geschaffen. 

Mit Sonderbauvorschriften sollen gut gestaltete Bauten geför-
dert werden. Innerhalb des Perimeters der Sonderbauvorschrif-
ten können die Grundeigentümer von einem Baumassenziffer-
zuschlag von 20 % profitieren. Dabei darf das oberste Ge-
schoss als Vollgeschoss ausgebildet werden. Die zulässige 
Gesamthöhe der Bauten wird jedoch nicht erhöht. 

>  mehr dazu im Kapitel 5.3 
 
Harmonisierung der 
Baubegriffe 

 Die Einführung der Begriffe aus dem Konkordat der Interkanto-
nalen Vereinbarung zur Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) 
wurde mit der PBG-Revision vom 1. März 2017 auf kantonaler 
Stufe in Kraft gesetzt. Herrliberg hat entschieden, dass die 
Transformation im Rahmen dieser Teilrevision erfolgen soll. 

Dort wo die Gemeinde über eine Regelungskompetenz verfügt, 
erfolgt die Umsetzung in der BZO nach dem Grundsatz, dass 
die neuen Begriffe im Vergleich zu den heutigen Bestimmungen 
nach Möglichkeit "neutral" und ohne Auswirkungen bleiben. 
Im Unterschied zur kantonalen Regelung müssen Attikage-
schosse um das Mass ihrer Höhe von der Fassade zurück-
versetzt werden (PBG schreibt lediglich halbe Höhe vor). Für 
Schrägdächer gilt weiterhin ein Neigungswinkel von 15° bis 35°. 
Bisher war die Gebäudehöhe auf die äussere Gebäudehaut 
(z.B. Dachziegel) zu messen. Aufgrund der neuen kantonalen 
Messweise auf die Tragkonstruktion werden die Grundmasse 
für die Fassadenhöhe in allen Zonen um 20 cm reduziert.  
>  mehr dazu im Kapitel 6 
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Wohnzonen  Die Bestimmungen zu den Wohnzonen haben sich bewährt und 
werden grundsätzlich beibehalten. Einzig auf die Festlegung 
eines minimalen Wohnanteils soll zukünftig verzichtet werden, 
da dadurch die Nutzungsflexibilität kleiner Gebäude erschwert 
wird. Die Zonenabgrenzungen oder die Aufzonung von Wohn-
zonen sind nicht Thema dieser Teilrevision. 

>  mehr dazu im Kapitel 7 
   
Vollzug  Die Teilrevision ist zudem Anlass, die BZO in einzelnen Punk-

ten aufgrund der gesammelten Erfahrungen im Vollzug zu prä-
zisieren.  
>  mehr dazu im Kapitel 7 
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  1. Einleitung 
  1.1 Anlass 
Stand der Nutzungsplanung  Die Bau- und Zonenordnung (BZO) und der Zonenplan aus 

dem Jahr 1995 wurden mehrmals teilrevidiert. Die letzte grosse 
Teilrevision erfolgte im Jahr 2013 mit der Einführung der Bau-
massenziffer anstelle der bisherigen Ausnützungsziffer.  

In der Zwischenzeit wurde eine Entwicklungsstrategie sowie 
daraus abgeleitet ein neuer Richtplan Siedlung und Landschaft 
erarbeitet und der Richtplan Verkehr revidiert. 

Diese Teilrevision der BZO setzt den Fokus auf die Umsetzung 
der Richtplanvorgaben. 

   

  1.2 Umfang 
Gegenstand der Teilrevision  Im Rahmen dieser Teilrevision werden Themen überprüft, die 

im Richtplan Siedlung und Landschaft als Handlungsbedarf 
bezeichnet werden. Im Fokus stehen:  
• die Kernzonen 

> Die Festlegungen werden flexibilisiert und präzisiert. 
• die Zonenstruktur im erweiterten Ortskern im Bereich der 

Forchstrasse 
> Hier werden die Voraussetzungen für eine qualitäts-

orientierte Innenentwicklung geschaffen. 

Gleichzeitig werden mit dieser Teilrevision die neuen Begriffe 
und Definitionen gemäss der Interkantonalen Vereinbarung 
über die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) eingeführt. 

Aufgrund von Erfahrungen im Vollzug und von Rechtsprechun-
gen werden überdies einzelne Bestimmungen in der BZO an-
gepasst. 

   
Instrumente  Folgende Instrumente sind Bestandteil der Teilrevision: 

• Bau- und Zonenordnung 
• Zonenplan  
• Kernzonenpläne 
• Ergänzungsplan für die neue Zentrumszone  
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Nicht Gegenstand der 
Teilrevision 

 Gegenstand dieser Teilrevision sind die Bestimmungen und 
Planinhalte, die vom Gemeinderat zur Änderung vorgeschlagen 
werden.  

Mit Ausnahme von redaktionellen oder technischen Anpas-
sungen aufgrund des geänderten übergeordneten Rechts sind 
insbesondere die folgenden Zonen und Zonenbestimmungen 
nicht Gegenstand dieser Teilrevision: 

• die Wohnzonen und deren Abgrenzungen (Aufzonungen 
oder Abzonungen, mit Ausnahme Aufzonung Gebiet 
Humrigen und Gebiete mit Sonderbauvorschriften) 

• die Grenzabstandsvorschriften 
• die Gebäudelängen  
• die Freihalte- und Erholungszonen 
• die Bestimmungen für die Zone für öffentliche Bauten 
• die Zuweisung der Nutzungszonen in die Lärmempfindlich-

keitsstufen 
• die Parkplatzregelungen  
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  1.3 Verfahren 
Erarbeitung Entwurf  Die Revision der Nutzungsplanung schliesst unmittelbar an die 

vorangegangene Revision der Richtplanung an. Sie wurde in 
Zusammenarbeit mit der eingesetzten Arbeitsgruppe mit Ver-
tretern des Gemeinderats und den politischen Parteien erar-
beitet (vgl. Impressum).  

   
Informelle Mitwirkung  Die Grundeigentümer innerhalb des Perimeters der Sonderbau-

vorschriften wurden im Vorfeld der öffentlichen Auflage zu einer 
separaten Veranstaltung eingeladen. Sie wurden im Detail über 
die planerischen Überlegungen zur baulichen Entwicklung im 
Zentrumsgebiet von Herrliberg informiert.  

   
Öffentliche Auflage  Die öffentliche Auflage und Anhörung gemäss § 7 PBG zur Teil-

revision der Nutzungsplanung Herrliberg erfolgte vom 17. Mai 
2019 bis 16. Juli 2019. Auftakt des Mitwirkungsverfahrens bil-
dete eine öffentliche Orientierungsversammlung.  

Während der 30-tägigen Auflagefrist konnte sich jedermann zu 
den Entwürfen der Bau- und Zonenordnung, des Zonenplans, 
der Kernzonenpläne sowie des Ergänzungsplans für die neue 
Zentrumszone äussern und schriftliche Einwendungen dagegen 
vorbringen.  

   
Vorprüfung  Parallel zur öffentlichen Auflage wurde die Revisionsvorlage 

dem ARE zur Vorprüfung eingereicht. Die kantonalen Amts-
stellen haben mit Schreiben vom 8. August 2019 zur Revision 
der Nutzungsplanung Stellung genommen. 

   
Bericht zur Mitwirkung  Über das Ergebnis der Mitwirkung, Anhörung und kantonalen 

Vorprüfung gibt der separate Bericht zur Mitwirkung Auskunft. 
Dieser Bericht behandelt alle Einwendungen und somit auch 
die berücksichtigten Einwendungen. Der Bericht zur Mitwirkung 
wird zusammen mit den übrigen Akten öffentlich aufgelegt und 
steht zur Einsichtnahme offen. 
Über die nicht berücksichtigten Einwendungen wurde gesamt-
haft bei der Festsetzung der Nutzungsplanung durch die Ge-
meindeversammlung entschieden.  
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Hinweis auf die negative 
Vorwirkung 

 Ab der Publikation der Vorlage gilt die sogenannte negative 
Vorwirkung. Dies bedeutet, dass sowohl die heute rechtskräf-
tige BZO als auch die vom Gemeinderat zuhanden der öffent-
lichen Auflage verabschiedete Teilrevision zur Anwendung 
kommt. Dabei ist zu beachten, dass jeweils die "strengeren" 
Bestimmungen einzuhalten sind. 

Von der negativen Vorwirkung 
ausgenommen 

 Sämtliche Änderungen im Zusammenhang mit der Anpassung 
an die neuen PBG- und ABV-Bestimmungen (IVHB-Begriffe) 
entfalten keine negative Vorwirkung, da damit kein selbst-
ständiger Planungszweck verfolgt wird. Sämtliche Bauvorhaben 
werden bis zur Rechtskraft der neuen BZO nach den Baube-
griffen und Messweisen des PBG und der dazu gehörenden 
Verordnungen in der Fassung bis zum 28.2.2017 beurteilt. 

   
  1.4 Gemeindeversammlung vom 22.1.2020 
Ausblick  Die Teilrevision der Nutzungsplanung war Thema der Gemein-

deversammlung vom 22. Januar 2020. Aufgrund der 
Änderungsbeschlüsse wurde die Vorlage bereinigt. Die weite-
ren Verfahrensschritte gestalten sich wie folgt: 

• Genehmigung durch die Baudirektion  
• Publikation des Genehmigungsbeschlusses (30 Tage 

Rekursfrist) 
• Publikation Rechtskraft nach der Behandlung allfälliger 

Rekurse  
 
Beschlossene Änderungen 
der Gemeindeversammlung 
 

 Die Gemeindeversammlung hat am 22. Januar 2020 die Teil-
revision beschlossen. Folgende vom Gemeinderat beantragte 
Änderungen wurden durch die Stimmbevölkerung abgelehnt: 

• Freiraumsicherung in den Kernzonen: 
Verzicht auf Art. 13 BZO, der die Freiräume regelte, welche 
in den Kernzonenplan als besonders wichtig bezeichnet 
waren. Demzufolge entfallen die Freiraumbezeichnungen in 
den jeweiligen Kernzonenplänen. 

• Zentrumszone:  
Verzicht auf Art. 21, zweiter Aufzählungspunkt, der die 
Ausrichtung der Haupteingänge auf die Forchstrasse 
vorsah. 

• Zentrumszone:  
Verzicht Art. 21, dritter Aufzählungspunkt, der eine auf die 
Forchstrasse abgestimmte Gestaltung der privaten 
Vorzonen vorsah. 

Ansonsten wurden sämtliche Änderungen dieser Teilrevision 
durch die Gemeindeversammlung bestätigt. 
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  1.5 Planungsbericht 
Information für die 
Genehmigungsbehörde 

 Die eidgenössische Verordnung über die Raumplanung (RPV) 
verlangt von der Behörde, welche die Nutzungspläne erlässt, 
einen Bericht zuhanden der kantonalen Genehmigungsbehörde 
auszufertigen. 

Darin ist festzuhalten, wie der Nutzungsplan die Ziele und Grund-
sätze der Raumplanung (Art. 1 und 3 RPG), die Anregungen 
aus der Bevölkerung (Art. 4 Abs. 2 RPG), die Sachpläne und 
Konzepte des Bundes (Art. 13 RPG) und den Richtplan (Art. 8 
RPG) berücksichtigt. Im Weiteren hat sie darüber Auskunft zu 
geben, wie sie den Anforderungen des übrigen Bundesrechts, 
insbesondere der Umweltschutzgesetzgebung, Rechnung trägt, 
welche Nutzungsreserven im weitgehend überbauten Gebiet 
bestehen und wie diese Reserven haushälterisch genutzt wer-
den sollen. 
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  2.  Planungsrechtliche 
Rahmenbedingungen 

  2.1  Nationale Planungsinstrumente 
Raumplanungsgesetz  Gemäss Art. 15 Raumplanungsgesetz (RPG) dürfen die Ge-

meinden nicht mehr Bauland ausweisen, als sie voraussichtlich 
für die nächsten 15 Jahre für ihre Siedlungsentwicklung benöti-
gen. Zudem soll mit dem Boden gemäss Art. 1 RPG haushälte-
risch umgegangen werden. Dieser Grundsatz ist bei der Revi-
sion der Nutzungsplanung zu berücksichtigen. 

   
Übergeordnete Inventare  Die Revision berücksichtigt nachfolgende Inventare: 

• ISOS – Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der 
Schweiz von nationaler Bedeutung 

• BLN – Bundesinventar der Landschaften und Naturdenk-
mäler von nationaler Bedeutung 

   
ISOS 
 

 Das Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der 
Schweiz von nationaler Bedeutung (ISOS) umfasst schützens-
werte Dauersiedlungen der Schweiz, die auf der ersten Ausga-
be der Siegfriedkarte mindestens zehn Hauptbauten enthalten 
und auf der Landeskarte mit Ortsbezeichnung versehen sind.  

Der Ortskern von Herrliberg ist nicht im ISOS eingetragen. Im 
Bundesinventar eingetragen ist die Schipf. 

   
BLN 
 

 Das Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler von 
nationaler Bedeutung (BLN) umfasst einzigartige Landschaften, 
für die Schweiz typische Landschaften, Erholungslandschaften 
und Naturdenkmäler.  

Der Pflugstein ist als BLN-Objekt bezeichnet. 
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  2.2  Kantonale Planungsinstrumente 
Raumordnungskonzept 
Kanton Zürich 
 
Dreieck der Nachhaltigkeit, SKW 

 Das kantonale Raumordnungskonzept (ROK-ZH), welches in 
den kantonalen Richtplan 2014 integriert ist, entwirft eine Ge-
samtschau der räumlichen Ordnung im Kanton. Für die zukünf-
tige Raumentwicklung und damit auch für die Verkehrsinfra-
strukturen gelten folgende Leitlinien: 

 

 1. Die Zukunftstauglichkeit der Siedlungsstrukturen ist sicher-
zustellen und zu verbessern. 

2. Die Entwicklung der Siedlungsstruktur ist schwerpunkt-
mässig auf den öffentlichen Verkehr auszurichten. 

3. Zusammenhängende naturnahe Räume sind zu schonen 
und zu fördern. 

4. Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit bei raumwirk-
samen Tätigkeiten ist auf allen Ebenen zu intensivieren und 
zu unterstützen. 

5. Die räumliche Entwicklung orientiert sich am Grundsatz der 
Nachhaltigkeit. 

Diese Leitlinien finden ihren Ausdruck im neuen kantonalen 
Richtplan 2014, dessen Philosophie von den Grundsätzen einer 
nachhaltigen Raumplanung geprägt ist. 

  Gemäss den Leitlinien für die räumliche Entwicklung des Kan-
tons Zürich werden im Raumordnungskonzept verschiedene 
Handlungsräume unterschieden. Das Gemeindegebiet von 
Herrliberg ist im Raumordnungskonzept als "urbane Wohnland-
schaft" bezeichnet. Als "urbane Wohnlandschaft" werden Hand-
lungsräume definiert, welche sich durch ihre Nähe zu einem re-
gionalen Zentrum befinden und einen hohen Grad an Urbanität 
besitzen.  

   
Ausschnitt Raumentwicklungskonzept 
Kanton Zürich 
 

 

 

 
   
  Die räumliche Entwicklung soll zu 80 % in den Handlungsräu-

men "Stadtlandschaft" und "urbane Wohnlandschaft" und zu 
20 % in der "Landschaft unter Druck", "Kulturlandschaft" und 
"Naturlandschaft" stattfinden. 
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Siedlungsgebiet  Das im kantonalen Richtplan bezeichnete Siedlungsgebiet kann 
auf regionaler und kommunaler Stufe grundsätzlich weder ver-
grössert noch verkleinert werden. Gemäss § 47 PBG sind Bau-
zonen innerhalb dieses Siedlungsgebiets auszuscheiden. Durch 
die generalisierte und nicht parzellenscharfe Darstellung des 
Siedlungsgebiets verbleibt den Gemeinden jedoch bei der Ab-
grenzung der Bauzonen ein Anordnungsspielraum. Dieser wird 
einzelfallweise festgelegt und ist im Richtplan-Text, Kap. 2.2.2, 
definiert. Dieser Anordnungsspielraum stellt sicher, dass bei der 
Festsetzung von Bauzonen auf örtliche Besonderheiten wie 
spezielle topografische Verhältnisse oder den Stand der Er-
schliessung angemessen Rücksicht genommen werden kann. 

Im Rahmen dieser Teilrevision werden keine neuen Bauzonen 
ausgeschieden. 

   
Ausschnitt Richtplan Kanton Zürich 
 

 

 

 

   
  2.3 Regionale Planungsinstrumente 
Festgesetzter Richtplan  Der regionale Richtplan übernimmt die Vorgaben aus dem kan-

tonalen Richtplan, sieht in Ergänzung weitergehende Festle-
gungen vor und stellt die überkommunale Abstimmung sicher. 
Die regionalen Richtpläne übernehmen insbesondere eine 
wichtige Rolle bei der Strukturierung des Siedlungsgebiets. Sie 
machen Nutzungsvorgaben für bestimmte Gebiete, legen die 
aus regionaler Sicht anzustrebenden Dichten fest und machen 
Aussagen dazu, inwieweit für ein Gebiet Veränderungsprozes-
se angestossen werden sollen. 
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Ausschnitt Richtplan Region Pfannenstil 

 

 

 

   
Richtwerte bauliche Dichte und Zielwert 
Nutzungsdichte 
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  2.4  Kommunale Planungsinstrumente 
Genereller Aufbau 
Ortsplanung 

 Die Instrumente der kommunalen Ortsplanung gliedern sich in 
drei Teile. Während die Gemeinde bei der Ausgestaltung der 
konzeptionellen Vorgaben frei ist (Inhalte und Form), sind bei 
der Richt- und Nutzungsplanung die Anforderungen des Pla-
nungs- und Baugesetzes zu erfüllen. 

   
Übersicht der gemeindlichen 
Planungsinstrumente nach PBG 

  

 
   
Entwicklungsstrategie  Der Gemeinderat hat Ende 2016 die Entwicklungsstrategie 

2030 verabschiedet. Die darin festgelegten Ziele dienten als 
Leitplanken für die Erarbeitung des Richtplans Siedlung und 
Landschaft. Folgende Themen standen im Fokus: 

• Qualitatives Wachstum 
• Sozial und altersmässig durchmischte Bevölkerungsstruktur 
• Attraktive Fusswege und Naherholungsräume 
• Aufwertung des Zentrums 
• Quartierbildverträgliche Verdichtung der zentrumsnahen 

Wohnlagen 
• Ortsbildschutz 
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Entwicklungsstrategie 2030  

 
   
Kommunaler Richtplan  Auf der Basis der gemeindlichen Entwicklungsstrategie ver-

feinert der kommunale Richtplan Siedlung und Landschaft die 
übergeordneten Richtplaninhalte. Er dient als Grundlage für die 
Festlegung der Nutzungszonen im Zonenplan und der detail-
lierten Regelungen in Ergänzungsplänen (Kernzonenpläne 
etc.). Der Richtplan dient als wesentliches Orientierungsele-
ment für diese Revision. 

An der Gemeindeversammlung vom 6. Dezember 2017 wurde 
der Richtplan Siedlung und Landschaft gemeinsam mit dem 
Verkehrsplan festgesetzt.  
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  2.5 Konkordat zur Harmonisierung der 
Baubegriffe 

Umsetzung IVHB 
 

 

 Die Interkantonale Vereinbarung über die Harmonisierung der 
Baubegriffe (IVHB) hat zum Ziel, die Baubegriffe und Messwei-
sen in den Kantonen zu vereinheitlichen und damit das Pla-
nungs- und Baurecht für Investoren, Bauunternehmer und Be-
hörden zu vereinfachen. Die IVHB definiert das massgebende 
Terrain, Gebäude und Gebäudeteile, Höhen- und Längenbe-
griffe, Geschosse, Abstände und Abstandsbereiche sowie Nut-
zungsziffern. Das Konkordat zur Harmonisierung der Baube-
griffe trat am 26. November 2010 in Kraft. Inzwischen sind 16 
Kantone beigetreten.  

   
Anpassung an das neue 
PBG 

 Der Kanton Zürich ist dem IVHB-Konkordat zwar nicht beigetre-
ten, hat sich jedoch entschieden, die Harmonisierung dennoch 
umzusetzen. Die Änderungen des Planungs- und Baugesetzes 
(PBG), der Allgemeinen Bauverordnung (ABV) und zwei weite-
ren Bauverordnungen traten am 1. März 2017 in Kraft. In den 
Gemeinden werden die Änderungen jedoch erst wirksam, wenn 
diese ihre Bau- und Zonenordnungen (BZO) harmonisiert ha-
ben. Die Gemeinden haben dazu acht Jahre Zeit.  

Herrliberg stimmt die BZO mit dieser Revision auf die neuen 
Messweisen und Baurechtsbegriffe im PBG ab. 

  Nach bisherigem Recht erlassene Sonderbauvorschriften und 
Gestaltungspläne bleiben gültig.  
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  3. Ziele der Teilrevision 
Kernthemen   Ziel ist es, die rechtskräftigen Planungsinstrumente dem neuen 

kommunalen Richtplan Siedlung und Landschaft anzupassen, 
die BZO-Bestimmungen auf ihre Zweckmässigkeit hin zu prüfen 
und diese den neuen Rechtsprechungen, Rechtsgrundlagen 
und Handhabungen anzupassen. Der Fokus wird dabei auf die 
Siedlungsentwicklung nach innen und eine qualitätsorientierte 
Entwicklung gerichtet. 

Kernthemen sind: 

• Die grundeigentümerverbindliche Umsetzung der behörden-
verbindlichen Vorgaben im kommunalen Richtplan Siedlung 
und Landschaft 2017. Dies betrifft insbesondere die Kern-
zonen, die zentrumsnahen Wohngebiete und die Bauzonen 
entlang der Forchstrasse. 

• Die Anpassung der BZO an das revidierte PBG (Harmoni-
sierung der Baubegriffe und Anpassung der Bestimmungen 
an die neuen Messweisen). 

• Die Überarbeitung von Bestimmungen der Bau- und Zonen-
ordnung, die nicht mehr zweckmässig sind oder sich im Voll-
zug nicht bewährt haben. 
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  4. Kernzonen  
  4.1 Heutige Zonenstruktur 
Zwei Kernzonentypen  Die BZO Herrliberg bezeichnet zwei Kernzonentypen, welche 

sich bezüglich ihres Gebietscharakters unterscheiden.  
• Kernzonen Dorf: 

umfassen die Kernzonen Dorf, Grüt, Pfarrgasse, Rain und 
Vogtei 

• Kernzonen Weiler: 
umfassen die Kernzonen Biswind, Hasenacher, Hof,  
Kittenmüli, Rütihof und Wetzwil 

Diese Kernzonenstruktur ist nach wie vor zweckmässig.  

In einzelnen Gebieten ergeben sich Fragen zur Abgrenzung der 
Kernzonengebiete, namentlich in den Kernzonen Grüt und Rain.  

   
Übersicht Kernzonen  

 
   
Ortsbildschutz  Der Zonenplan legt für die ortsbildprägenden Gebäude einen 

Volumenschutz fest. Diese Gebäude sind im Zonenplan rot 
bezeichnet. Der Volumenschutz hat sich als griffiges Instrument 
zur Wahrung der Massstäblichkeit in den Kernzonen bewährt. 
Er wird im Rahmen der Teilrevision mit einer Ausnahme in der 
Kernzone Grüt nicht reduziert.   
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  4.2 Grundhaltung der Revision 
Handlungsbedarf  Die Kernzonenbestimmungen orientieren sich stark an traditio-

nellen Gestaltungsvorstellungen. Dadurch wird zeitgemässes, 
modernes Bauen erschwert oder verunmöglicht.  

Eine wichtige Rolle spielt bei dieser Problematik die Tatsache, 
dass alle Baugesuche einer Kernzone, unabhängig vom Ge-
bäudetyp und der Art des Bauvorhabens, nach den gleichen 
Vorschriften beurteilt werden.  

Die heutigen baulichen Ansprüche und Anforderungen stehen 
teilweise in Konflikt mit dem Ortsbild. Die unterschiedlichen 
öffentlichen und privaten Interessen müssen gegeneinander 
abgewogen werden. 

   
Stossrichtungen: 
flexibilisieren und präzisieren 

 Grundsätzlich sollen die Kernzonen den Ist-Bestand bewahren 
und bei Erneuerungen oder Neubauten soll ein Spielraum zur 
Entwicklung ermöglicht werden. Dies jedoch nur soweit, als 
dass der Charme der Ortskerne bewahrt bleibt.  

Die heutigen Bestimmungen sollen dabei flexibilisiert werden, 
sodass auch gute zeitgemässe Lösungen möglich sind. Im 
Gegenzug sind jedoch auch wichtige Elemente des traditionel-
len Ortsbilds in den Bestimmungen zu verankern. Heute fehlen 
beispielsweise konkrete Aussagen zur Fassadengestaltung, 
zum Übergang zum Strassenraum oder zu den Grünräumen.  

Die Kernzonenbestimmungen sind aus der räumlichen Analyse 
zu überprüfen und mit den Inhalten der Kernzonenpläne abzu-
stimmen.  
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  4.3 Neue Ausgangslage für die Kernzonen 
Weiler 

Neue Ausgangslage   Im Rahmen der Anpassung des kantonalen Richtplans an das 
neue Raumplanungsgesetz musste der Kanton seine bisherige 
Praxis zu den Kleinsiedlungen, die sich ausserhalb des kanto-
nalen Siedlungsgebiets befinden, ändern.  

Aufgrund der Terminologie des Bundesgesetzes über die Raum-
planung (RPG), der dazugehörenden Verordnung (RPV) und 
mehrerer Entscheide des Bundesgerichts zählen die Kernzonen 
Weiler zu den "Kleinsiedlungen ausserhalb der Bauzone". 

   
Art. 33 RPV  Zur Erhaltung bestehender Kleinsiedlungen ausserhalb der 

Bauzonen können besondere Zonen nach Art. 18 RPG, bei-
spielsweise Weiler- oder Erhaltungszonen, bezeichnet werden, 
wenn der kantonale Richtplan (Art. 8 RPG) dies in der Karte 
oder im Text vorsieht. 

   
Auszug Richtplantext Kanton 
Zürich (Kap. 2.2.2) 

 Der kantonale Richtplan definiert im Kapitel 2.2.2 die Anfor-
derungen an Kleinsiedlungen (Weiler), die zur Erhaltung einer 
Kernzone zugewiesen werden können. 

  Bestehende Kleinsiedlungen (Weiler), die nicht oder nur noch 
teilweise landwirtschaftlich genutzt werden, gelten als Sied-
lungsgebiet, auch wenn sie in der Richtplankarte nicht als 
solches dargestellt sind. Voraussetzungen sind ein historischer 
Siedlungsansatz sowie ein geschlossenes Siedlungsbild, das 
mindestens fünf bis zehn bewohnte Gebäude umfasst und von 
der Hauptsiedlung klar getrennt ist. 

Zur Erhaltung können bestehende Kleinsiedlungen einer Kern-
zone zugewiesen werden. Die Zonengrenzen haben dabei die 
Kleinsiedlung eng zu umgrenzen (vgl. Art. 33 RPV); eine über 
den bestehenden Siedlungsumfang hinausgreifende Entwick-
lung darf nicht ermöglicht werden. Die im Einzelfall zweckmäs-
sige baurechtliche Ordnung ist mit einem detaillierten Kern-
zonenplan zu bestimmen. Bei den Kernzonen im Zusammen-
hang mit Kleinsiedlungen (Weiler) im Sinne von Art. 33 RPV 
handelt es sich um Nichtbauzonen. Neubauten sind nicht zu-
lässig. Für Baubewilligungen muss die zuständige kantonale 
Behörde zumindest ihre Zustimmung geben. 

 
Anpassung der 
Bestimmungen für die 
Kernzonen Weiler  

 Gestützt auf die Vorgaben im kantonalen Vorprüfungsbericht 
muss daher auch die Gemeinde Herrliberg die Bestimmungen 
zu den Kernzonen Weiler anpassen.   

Betroffen sind die Weiler Biswind, Hasenacher, Hof, Kitten-
müli, Rütihof und Wetzwil.  
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Ausschluss von Neubauten   Der Gebäudebestand darf in den Kernzonen Weiler weiterhin 
umgenutzt oder im Rahmen eines Ersatzneubaus erneuert 
werden. Dabei gelten weiterhin die erhöhten gestalterischen 
Anforderungen für das Bauen in den Kernzonen. Hingegen wird 
die BZO dahingehend angepasst, dass gestützt auf die über-
geordneten Vorgaben keine Neubauten mehr erstellt werden 
dürfen. 

Die Änderung der BZO in diesem Punkt ist eine Folge des 
übergeordneten Rechts. Die Gemeindeversammlung hat dies-
bezüglich keine Beschlusskompetenz, weiterhin Neubauten in 
den Kernzonen Weiler zu ermöglichen, da dies dem Bundes-
recht und den einschlägigen Bundesgerichtsentscheiden wider-
sprechen würde. 

Daher müssten Baugesuche für Neubauten in den Weilern 
durch die Gemeinde auch dann abgelehnt werden, wenn die 
Gemeindeversammlung die Änderung der BZO in diesen Punk-
ten ablehnen würde. 
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  4.4 Anpassungen in der Bau- und 
Zonenordnung 

Bestehende Gebäude 
(Art. 5) 

 Die heutige BZO unterscheidet zwischen drei Gebäudekate-
gorien. Bei Ersatzneubauten gelten zusammenfassend fol-
gende Vorgaben: 

Kategorie 1 = Erhalt Volumen, Stellung und Gestaltung  

Kategorie 2 = Erhalt Volumen und Stellung 

Kategorie 3 = Es gelten die Neubauvorschriften 

Gemäss den geltenden Bestimmungen sind die Fassaden der 
Gebäude der Kategorie 1 zu rekonstruieren, wenn sie ersetzt 
werden (Kopie). Diese Grundhaltung in der Ortsbildpflege ist 
veraltet. Wenn die Substanz eines Gebäudes nicht bereits 
geschützt ist oder unter Schutz gestellt wird, soll es möglich 
sein, qualitätsvoll am historisch gewachsenen Ortsbild weiterzu-
bauen. Ein Ersatzbau muss eine für das Ortsbild zumindest 
gleichwertige Lösung ergeben und soll sich volumetrisch und 
gestalterisch harmonisch in das Gesamtbild eingliedern. Dabei 
ist eine zeitgemässe Interpretation der traditionellen baulichen 
Elemente erwünscht.  

Die BZO wird daher in diesem Punkt justiert. Neu werden in den 
Kernzonenplänen rot und grau bezeichnete Gebäude darge-
stellt. Alle rot bezeichneten Gebäude sind für das Ortsbild be-
sonders wichtig. Es sind dies im Grossen und Ganzen alle Ge-
bäude, die bisher den Kategorien 1 und 2 zugewiesen waren. 
Für diese Gebäude gilt weiterhin ein Volumenschutz, der im 
Interesse eines angemessenen Anordnungsspielraums leicht 
gelockert wird.  

Für die grau bezeichneten Gebäude (Gebäude ohne Volumen-
schutz) wird die Bestandesgarantie ausgeweitet. Sie dürfen an 
bisheriger Lage ersetzt werden, wenn das Gebäudeprofil beibe-
halten wird.  

Diese Bestimmungen gelten weiterhin auch für die Kernzonen 
Weiler (vgl. Kap. 4.3). Es wird jedoch präzisiert, dass lediglich 
geringfügige Änderungen von Ausrichtung, kubischer Gestal-
tung und Dachform gestattet sind und die Neubauvorschriften in 
den Weilern nicht zum Ansatz kommen. 
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Grundmasse 
(Art. 6) 

 Die Neubauvorschriften gelten nur noch für die Kernzonen Dorf, 
da Neubauten in den Kernzonen Weiler nicht mehr erlaubt sind 
(vgl. Kap. 4.3 sowie Art. 6 Abs. 2 BZO).  

Die Grundmasse für Neubauten (Abstände, Fassadenhöhe, Ge-
bäudelänge, Dachneigung etc.) bleiben im Grundsatz unverän-
dert. Sie werden an die Baurechtsbegriffe im neuen PBG ange-
passt (siehe Kap. 6).  

Da man die Fassadenhöhe neu auf die Konstruktion und nicht 
mehr auf die Aussenhaut der Gebäude misst, wird die zulässige 
Fassadenhöhe um 20 cm reduziert, was ohne Auswirkungen 
auf das Erscheinungsbild von Neubauten oder auf den Bebau-
ungsspielraum in den Kernzonen bleibt.  

   
Gestaltungsanforderungen 
(Art. 7)  In den Kernzonen werden an die architektonische Gestaltung 

und ortsbauliche Stellung der Bauten hohe Anforderungen ge-
stellt. Bauten und Anlagen müssen sich sowohl in ihrer Gesamt-
wirkung als auch in einzelnen Erscheinungen wie Stellung im 
Ortsgefüge, Ausmass und volumetrische Gliederung, architek-
tonische Gestaltung, Dachform, Baumaterialien und Farbge-
bung, Terrain- und Umgebungsgestaltung harmonisch in die 
Umgebung einfügen. Die Bedeutung des Übergangs zum 
öffentlichen Raum wird in Abs. 2 präzisiert.  

   
Ortsbildrelevante 
Fassadenstellungen 
(Art. 8) 

 Neu werden in den Kernzonenplänen die für das Ortsbild be-
sonders bedeutenden Fassaden bezeichnet. Diesen Fassaden 
gilt bei Bauvorhaben ein besonderes Augenmerk und sie sind 
bei Ersatzbauten beizubehalten. Die BZO nimmt bei der Defini-
tion der zu erhaltenden "Fassadenstellung" Bezug auf die neu-
en PBG-Definitionen (IVHB). Die projizierte Fassadenlinie ist 
die Projektion der Fassadenlinie (Schnittlinie Fassadenflucht mit 
massgeblichem Terrain) auf die Ebene der amtlichen Vermes-
sung. Somit wird die Fassadenstellung in der Situation definiert 
und nicht in Bezug auf das massgebende Terrain.   

Fassadengestaltung 
(Art. 9) 

 Im Art. 9 wird redaktionell präzisiert, dass Türen und Tore orts-
bildgerecht zu gestalten sind.  

   
Dachgestaltung 
(Art. 10) 

 Art. 10 wird dahingehend flexibilisiert, dass bei entsprechender 
Gestaltung auf Dachvorsprünge verzichtet werden kann.  

Zudem wird das Mass für Dachflächenfenster um 0.2 m2 auf 
0.7 m2 Innenverkleidungsmass leicht erhöht. 
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Grundsätze zur 
Umgebungsgestaltung 
(Art. 11) 

 Die heutige Regelung zur Umgebung schafft faktisch ein Verbot 
zur Überbauung der Freiflächen, was unzweckmässig sein kann. 
Die im Interesse des Ortsbildschutzes zu erhaltenden Freiräu-
me sind neu in den Kernzonenplänen bezeichnet.   

  In Art. 11 wird präzisiert, dass sich der Aussenraum am tradi-
tionellen Erscheinungsbild der Umgebungsgestaltung zu orien-
tieren hat und dies auch bei der Begrünung und Bepflanzung zu 
berücksichtigen ist.  

   
Platz- und Strassenräume 
(Art. 12) 

 Neu werden in den Kernzonenplänen für das Ortsbild bedeuten-
de Strassen-, Platz- und Hofräume bezeichnet. 

In diesen Räumen wird eine auf das Ortsbild abgestimmte, 
massgeschneiderte Gestaltung gefordert.   

   
Abweichungen 
(Art. 16) 

 Der neue Art. 16 erlaubt Abweichungen von den auf das tradi-
tionelle Erscheinungsbild ausgerichteten Gestaltungs- und Vo-
lumenvorgaben. Damit wird ermöglicht, dass die herkömmli-
chen Elemente des Ortsbildes auf zeitgemässe Weise neu in-
terpretiert werden können. Voraussetzung ist, dass sich solche 
Projekte besonders gut in das Ortsbild einfügen und eine über-
zeugende Gestaltungsqualität besitzen. Die Gemeinde stützt 
sich bei der Beurteilung dieser Anforderungen auf die Stellung-
nahme eines Fachgutachters, was bereits heute üblich ist. 
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Fassadenhöhe in der Kernzone Dorf  In der Kernzone Dorf dürfen Neubauten drei Vollgeschosse bei 
einer Fassadenhöhe von 7.9 m aufweisen. Die Überprüfung hat 
gezeigt, dass diese Fassadenhöhe sehr knapp bemessen ist. In 
der Praxis führt dies dazu, dass zur optimalen Belichtung und 
Nutzung der Erdgeschosse der natürlich gewachsene Gelände-
verlauf verändert und die Erdgeschossfassade um bis zu 1.5 m 
freigelegt wird. Dies führt zu ortsbaulich unbefriedigenden Situ-
ationen.  

  Artikel 16 sieht daher vor, dass die zulässige Fassadenhöhe 
(7.9 m) um das Mass der Abgrabung (1.5 m) erhöht werden 
darf. Daraus resultiert wie heute eine maximal sichtbare Fassa-
denhöhe von 9.4 m, da dieses Mass auch ab dem tiefer geleg-
ten Terrain einzuhalten ist. Zudem ist auf den Bau eines zwei-
ten Dachgeschosses zu verzichten. Solche Projekte müssen 
erhöhte architektonische und ortsbauliche Qualitäten besitzen. 
Für die Beurteilung zieht die Gemeinde einen Fachgutachter 
bei, was bereits heute üblich ist.  

Die nachfolgenden Grafiken illustrieren diese Regelung.   

   
Illustration zu Art. 16 Abs. 2 BZO  

 
  Regelfall für die Kernzone Dorf Mögliche Abweichung gemäss Art. 16 BZO 
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  4.5 Anpassungen im Zonenplan 
Erweiterung Kernzone Rain  Die drei Grundstücke mit den Kat. Nrn. 252, 251 und 3658 be-

finden sich heute in der W2/1.7 und werden als Gartenflächen 
genutzt. 

Die Grundstücke werden als wichtiger Bestandteil der Kernzone 
Rain beurteilt und deshalb in die Kernzone überführt.  

   
Zonenplanausschnitt mit beantragter 
Festlegung 
 

 

 

 
   
Erweiterung Kernzone Grüt  Die Kernzone Grüt wird gemäss rechtskräftiger Zonierung von 

der W2/1.0 zerschnitten. Das Gebäude auf Kat. Nr. 4705 im 
Kreuzungsbereich der Steinrad- und Grütstrasse wird dabei als 
Ensemble mit der angrenzenden Kernzone wahrgenommen. 
Aus diesem Grund wird dieses Grundstück neu der Kernzone 
zugewiesen.  

   
Zonenplanausschnitt mit beantragter 
Festlegung 
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  4.6 Anpassungen in den Kernzonenplänen 
Neue Kernzonenpläne  Die heutigen Kernzonenpläne bezeichnen lediglich die Bauten, 

die für das Ortsbild wichtig sind (Volumenschutz). Räumlich 
differenzierte Festlegungen fehlen. Im Rahmen der Revision 
wurden die Kernzonen überprüft und aus der Optik des Orts-
bildschutzes neu konzipiert.  

Für alle Kernzonen wurden neue Ergänzungspläne erstellt, die 
nebst dem Volumenschutz auch wichtige Fassadenstellungen 
sowie ausgeprägte Platz- und Strassenräume bezeichnen. Die 
Bestimmungen wurden in Kapitel 4.4 erläutert.  

   
Bestehende Kernzonen 
 
Legende 

 

 

 
   
Neue Inhalte am Beispiel des 
Kernzonenplans Rain
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  4.7 Gestaltungsplanpflicht für das Areal an 
der Humrigenstrasse–Forchstrasse 

Wesentliches öffentliches 
Interesse  

 Das Grundstück Kat. Nr. 5949 an der Kreuzung Humrigen-
strasse–Forchstrasse besitzt eine ortsbaulich wichtige Position. 

Das Areal befindet sich an der Schnittstelle zwischen historisch 
gewachsener Struktur und dem Zentrumsbereich. Hier besteht 
ein wesentliches öffentliches Interesse an einer differenzierten, 
qualitativ hochstehenden Überbauung, welche auf die beson-
dere örtliche Situation zugeschnitten ist.  

Im Zonenplan wird für das Areal daher eine Gestaltungsplan-
pflicht festgelegt (§ 48 Abs. 3 PBG), wie dies vom Grundeigen-
tümer im Rahmen des Mitwirkungsverfahrens angeregt wurde.  

Mit dem Gestaltungsplan sind folgende ortsbauliche Ziele zu 
erreichen (Art. 57 BZO): 

• besonders gute Integration der Bauten in den historisch 
gewachsenen Kontext  

• Stärkung und Belebung des Zentrums durch attraktive 
Nutzungen 

• hohe freiräumliche Qualitäten mit Bezug zum öffentlichen 
Strassenraum  

• ortsbildgerechte Erschliessung und Parkierung 
Nutzungsänderungen und untergeordnete Umbauten am be-
stehenden Ökonomiegebäude (rot = Volumenschutz) an der 
Forchstrasse sind weiterhin möglich, ohne dass die Gestal-
tungsplanpflicht ausgelöst wird. 

 
Luftbild der Situation  
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Auszug Kernzonenplan Dorf   
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  5. Zentrumsgebiet 
  5.1 Stossrichtung  
Kommunaler Richtplan  Im Richtplan Siedlung und Landschaft wurden zwei Gebiete 

bezeichnet, in denen gute Voraussetzungen für eine massvolle 
qualitätsorientierte Innenentwicklung geschaffen werden sollen. 
Hierbei handelt es sich zum einen um das Mischgebiet mit zent-
rumsbildenden Nutzungen entlang der Forchstrasse sowie zum 
andern um die daran angrenzenden Gebiete, die im Richtplan 
als zentrumsnahe Wohngebiete bezeichnet sind.  

   
Auszug Richtplan Siedlung und 
Landschaft 

 

 

 
   
Umsetzung der kommunalen 
Zielsetzungen 

 Die im Richtplan skizzierten Entwicklungsspielräume wurden 
vertieft untersucht. Basierend auf den Ergebnissen dieser 
Gebietsanalysen sind folgende Massnahmen zur Umsetzung 
der Richtplanziele vorgesehen: 

• Schaffen einer neuen Zentrumszone entlang der Forch-
strasse 

• Umzonung Teilgebiet Humrigen von der W2/1.7 in eine 
W3/2.7 

• Einführung von Sonderbauvorschriften, in denen die bau-
liche Dichte massvoll (20 %) erhöht werden darf, wenn im 
Gegenzug qualitative Mehranforderungen erfüllt sind 
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  5.2 Zentrumszone 
Heutige Zonierung  Im Zentrum von Herrliberg besteht gemäss rechtskräftigem 

Zonenplan folgende Zonierung:  

• Kernzone KD 
• W3/2.7 
• W2/1.7 
• W2/1.3 
• Zone für öffentliche Bauten 

   
Ausschnitt rechtskräftiger Zonenplan  

 
   
Neue Zentrumszone  Der Gemeinderat schlägt der Stimmbevölkerung die Schaffung 

einer Zentrumszone vor. Der nachfolgende Zonenplanaus-
schnitt zeigt die Abgrenzung. 

   
Übersicht neue Zentrumszone 
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Zweck 
(Art. 17)  Auf der Basis der Festlegungen im kommunalen Richtplan 

Siedlung und Landschaft bezweckt diese neue Zone, das Zen-
trum von Herrliberg in seiner Bedeutung für die Versorgung der 
Bevölkerung zu stärken und den öffentlichen Raum als Aufent-
halts- und Begegnungsraum aufzuwerten.  

   
Grundmasse 
(Art. 18) 

 In der neuen Zentrumszone gelten die gleichen Grundmasse 
wie in der heutigen Zone W3/2.7.  

Um gewerbliche Nutzungen zu fördern wird ergänzend fest-
gelegt, dass die Fassadenhöhe bei Gebäuden mit gewerblich 
genutzten Erdgeschossen um max. 0.7 m erhöht werden kann. 

   
Illustration zu Art. 18 Abs. 4 lit. a) BZO 
 
 

 

  
  Regelfall  Zuschlag Fassadenhöhe bei Räumen mit 

einer lichten Höhe von mehr als 2.8 m 
   
Nutzweise 
(Art. 19) 

 In der Zentrumszone sind unveränderbar Wohnungen sowie 
höchstens mässig störende Betriebe zulässig.  

   
Ergänzungsplan Zentrums-
zone 
(Art. 20) 
 
 
 
 
 
 

 Die Bestimmungen von Art. 20 BZO dienen dazu, langfristig die 
ortsbauliche Qualität im Zentrum von Herrliberg aufzuwerten. 
Eine Schlüsselrolle spielt dabei die Forchstrasse. Die Gemein-
de setzt sich beim Kanton für eine gestalterische Aufwertung 
dieser innerörtlichen Zentrumsachse ein. Um den Bebauungs-
spielraum der angrenzenden Grundstücke zu erhöhen, sollen 
die Baulinien durch den Kanton aufgehoben und das Näher-
bauen an die Strasse ermöglicht werden (vgl. Art. 34 BZO).  

Die Bebauung soll dabei mit dem öffentlichen Raum eine Ein-
heit bilden. Neubauten sollen sich gut integrieren. Die Gestal-
tung der privaten Vorzonen sollen zur Erhöhung der Aufent-
haltsqualität entlang der Forchstrasse beitragen.  
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Illustration zur gewünschten 
Entwicklung 

 Die nachfolgenden Grafiken illustrieren die ortsbaulichen Prin-
zipien, die entlang der Forchstrasse zur Anwendung kommen.  

Neu kann zudem im Bereich der Kern- und Zentrumszonen das 
Bauen auf oder das Näherbauen an die Strassengrenze ge-
stattet werden, wenn dies im Interesse des Ortsbildes ist sowie 
die Verkehrssicherheit und die Werkleitungstrassen gewährleis-
tet sind. 

Fassaden, die sich innerhalb des 
schraffierten Bereichs befinden, sind ab 
einer Länge von 15 m zu staffeln. Damit 
soll die heutige Massstäblichkeit der 
Bauten fortgeführt werden. 

 

 
 
Um gewerblich genutzte Gebäude mit 
überhohen Erdgeschossen zu fördern, 
dürfen um max. 0.7 m höhere Gebäude 
realisiert werden. 
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Die Forchstrasse soll ihr grünes 
Erscheinungsbild bewahren. Mindestens 
1/3 des Übergangs zur Strasse soll 
gärtnerisch gestaltet sein. 

 

 
 
Erwünscht ist ein offener Strassenraum. 
Das Erscheinungsbild der Forchstrasse 
soll dabei in einem separaten Projekt 
aufgewertet werden.  
Auf hohe Abgrenzungselemente ist zu 
verzichten. Mauern sollen nicht höher 
als 1.2 m in Erscheinung treten.  
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Ergänzungsplan 
Zentrumszone 

 Diese ortsbaulichen Prinzipien kommen im rot schraffierten Be-
reich zur Anwendung, wie er im Ergänzungsplan Zentrumszone 
bezeichnet ist.  

   

 
 
Parkierung 
(Art. 21) 

 Im Interesse der Umgebungsqualität ist die Parkierung in der 
Zentrumszone in der Regel unterirdisch zu lösen. Besucher- 
und Kundenparkplätze können weiterhin oberirdisch angeordnet 
werden.  
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  5.3 Aufzonung Gebiet Humrigen 
Punktuelle Aufzonung  Das Gebiet zwischen Rennweg und Humrigenstrasse südlich 

angrenzend zum Zentrumsgebiet eignet sich aufgrund seiner 
zusammenhängenden Struktur und der zentrumsnahen Lage 
als zukünftiges Innenentwicklungsgebiet und wurde bereits im 
Richtplan Siedlung und Landschaft mit der Zielnutzung 
"zentrumnahes Wohnen" bezeichnet.  

Aufgrund der umliegenden Zonenstruktur (Zentrumszone und 
Wohnzone W3/2.7 östlich der Humrigenstrasse) sowie der aus-
gewiesenen Eignung zur Nachverdichtung, wird dieses Gebiet 
von der W2/1.7 in eine W3/2.7 umgezont.  

   
Übersicht Gebiet Humrigen 
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  5.4 Gebiet mit Sonderbauvorschriften 
Übersicht Geltungsbereich 
Sonderbauvorschriften 
 

 

 

 

 
 

   
Zweck 
(Art. 53) 

 Die Gemeinde will gut gestaltete Bauten und Freiräume fördern. 
Sie kann dies im Baubewilligungsverfahren jedoch nicht verlan-
gen, da gemäss den Bestimmungen des kantonalen Planungs- 
und Baugesetzes Bauten und Anlagen in den Wohn- und Misch-
zonen, die nach Regelbauweise erstellt werden, lediglich "befrie-
digend" in das Quartierumfeld einzufügen sind.  

Somit besteht im Rahmen der Regelbauweise nur eine sehr 
beschränkte Handhabung, auf eine sorgfältige und rücksichts-
volle Gestaltung der Bauten und Anlagen Einfluss zu nehmen. 

Anders sieht es bei den Sonderbauvorschriften aus. Mit diesem 
Anreizsystem, das für die Grundeigentümer freiwillig ist, werden 
gute architektonische und freiräumliche Lösungen mit einem 
angemessenen Nutzungsbonus belohnt. In der BZO wird damit 
ein Anreiz gesetzt, dass qualitätsvoll am Ort weitergebaut wird. 
Der Perimeter, in dem diese Sonderbauvorschriften gelten, be-
schränkt sich auf das Zentrumsgebiet und die daran angrenzen-
den Wohnquartiere.  

Die Sonderbauvorschriften entfalten für die Grundeigentümer 
keinen Zwang, nach diesen Vorgaben zu bauen. Die Grund-
eigentümer haben somit die Wahl:  

• wie bisher nach den Bestimmungen der W3/2.7, W2/1.7 
respektive der Zentrumszone zu bauen;   

• oder unter Beachtung der qualitativen Mehranforderungen 
nach den Sonderbauvorschriften zu bauen.  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Geltungsbereich 
(Art. 54) 

 Die Sonderbauvorschriften gelten in folgenden Zonen: 

• neue Zentrumszone entlang der Forchstrasse und dem 
Rennweg 

• W3/2.7 Gartenstrasse und Rennweg-Humrigenstrasse 
• W2/1.7 Fulerweg 
Gestützt auf die eingereichten Einwendungen der Grundeigen-
tümer an der Glärnischstrasse, wurde der Perimeter reduziert. 

   
Erleichterungen 
(Art. 55) 

 Entscheidet sich ein Grundeigentümer dazu, nach den erhöhten 
qualitativen Anforderungen der Sonderbauvorschriften zu bau-
en, darf die zonengemässe Baumasse um 20 % erhöht sowie 
das Dachgeschoss als Vollgeschoss ausgebildet werden. 

Über diesem obersten Vollgeschoss sind keine weiteren Ge-
schosse mehr zulässig. Die aus der Optik der Nachbarschaft 
wichtige Gesamthöhe der Bauten wird somit nicht erhöht. 

Dieser Nutzungszuschlag ist an erhöhte gestalterische Anfor-
derungen gekoppelt. Der Baumassenzuschlag wurde sorgfältig 
evaluiert und die zusätzliche bauliche Dichte kann massvoll und 
quartierbildverträglich umgesetzt werden.  

   
Im Rahmen der Regelbauweise in der 
W 2.7 und in der Zentrumszone zulässig 

 

 
   
Im Rahmen der Sonderbauvorschriften 
in der W 2.7 und in der Zentrumszone 
zulässig  
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Voraussetzungen 
(Art. 56) 

 In Art. 56 wird umschrieben, welche gestalterischen Voraus-
setzungen erfüllt sein müssen, damit die Erleichterungen ein-
gefordert werden können: 

a)  Bauten, Anlagen und die Umgebung sind gut zu gestalten. 
b)   Es sind aufenthaltsfreundliche Freiflächen zu schaffen. 

Davon ist ein angemessener Teil mit standortgerechten, in 
der Regel einheimischen, Pflanzen zu begrünen.  

c)   Die Parkierung ist zweckmässig zu organisieren und in der 
Regel unterirdisch anzuordnen. 

 
Hinweis auf die zusätzliche Baumassen-
ziffer für energiesparende Bauteile 

 Bisher konnten die Gemeinden für Volumen, die dem Energie-
sparen dienen (verglaste Balkone, Veranden und Loggien so-
wie Wintergärten und Windfänge ohne heiztechnische Installa-
tionen) einen freiwilligen Bonus zur Baumassenziffer vorsehen. 
Neu ist kantonal ein erheblicher Bonus von 20 % der zonen-
gemässen Grundziffer für solche Volumen vorgesehen. 

Da die Sonderbauvorschriften nicht zu einer übermässigen 
Verdichtung führen sollen, wird in der BZO präzisiert, dass der 
Nutzungsbonus für die Sonderbauvorschriften (+ 20 %) nicht 
mit der zusätzlichen Baumassenziffer für Bauteile, die dem 
Energiesparen dienen (+ 20 %), addiert werden kann.  

 
Hinweis zur Parkierung  
(Art. 56 d) Abs. 3) 

 Art. 56 Abs. 1 lit. c) gilt auch bei Umbauten und Aufstockungen. 
Bei Grundstücken mit einem bereits vorhandenen Parkplatz-
defizit, sind die Sonderbauvorschriften Anlass, die Parkplatz-
situation zu optimieren.  

Es ist eine zweckmässige Lösung aufzuzeigen, die allen Nut-
zungen auf dem Grundstück Rechnung trägt. Bei Um-/Erwei-
terungsbauten, welche die Sonderbauvorschriften beanspru-
chen, sind fehlende Parkplätze auch für die bestehenden Nut-
zungen zwingend zu erstellen oder es sind Ersatzabgaben zu 
leisten. 
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  6. IVHB 
  6.1 Einleitung 
Einführung der IVHB-Begriffe  Die Einführung der Begriffe aus dem Konkordat der Interkanto-

nalen Vereinbarung zur Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) 
wurde mit der PBG-Revision vom 1. März 2017 auf kantonaler 
Stufe in Kraft gesetzt. Seitdem können die Begriffe in den kom-
munalen Bauordnungen eingeführt werden.  

   
Grundsatz  Die Einführung der neuen Baubegriffe und Messweisen erfolgt 

nach dem Grundsatz, dass dort, wo die Gemeinde über eine 
entsprechende Regelungskompetenz verfügt, die Umsetzung in 
der BZO nach Möglichkeit für die bauwilligen Grundeigentümer 
und die Nachbarschaft im Vergleich zu den heutigen Bestim-
mungen "neutral" und ohne Auswirkungen bleibt. 
Die Gemeinde will daher im Grundsatz an den bisherigen Be-
stimmungen zur Ausbildung der Attikageschosse und Schräg-
dächer festhalten. Bei Schrägdächern ist weiterhin ein Nei-
gungswinkel von 35° zu beachten. Attikageschosse sind um 
das Mass ihrer Höhe von der Fassade zurückzuversetzen (PBG 
verlangt nur halbe Höhe). 
Bisher war die Gebäudehöhe auf die äussere Gebäudehaut 
(z.B. Aussenputz) zu messen. Aufgrund der neuen kantonalen 
Messweise auf die Tragkonstruktion werden die Grundmasse 
für die Fassadenhöhe in allen Zonen um 20 cm reduziert.   
Ebenso werden Garagen und Garagenzufahrten, unabhängig 
ihrer Grundfläche, den Kleinbauten und Anbauten gleichgestellt, 
wie dies heute unter dem Begriff der besonderen Gebäude gilt. 

   
Nicht beeinflussbare 
Neuerungen  

 Zahlreiche Neuerungen können durch die Gemeinde jedoch 
nicht beeinflusst respektive kaum zweckmässig anders geregelt 
werden. Es sind dies zum Beispiel: 
• das massgebende Terrain, das sich neu auch bei Ersatz-

bauten, An- und Umbauten auf den ursprünglichen Gelän-
deverlauf der Erstbebauung bezieht (§ 5 ABV); 

• die zusätzliche Baumassenziffer für dem Energiesparen 
dienende Bauteile (Wintergärten, verglaste Balkone, 
Loggien und Veranden) im Umfang von 20 % der Grund-
baumasse in der jeweiligen Zone (§ 13 Abs. 1 ABV); 

• die Möglichkeit, dass vorspringende Gebäudeteile auf 50 % 
des dazugehörenden Fassadenabschnitts max. 2 m in den 
Abstandsbereich zur Nachbarschaft ragen dürfen; 

• die Kniestockhöhe (bisher 0.9 m / neu 1.5 m). 
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  6.2 Neue Begriffe  
Übersicht   Aufgrund der neuen IVHB-Begriffe sind folgende Anpassungen 

in der BZO erforderlich:  

  Bisher: Neu: 

  Gebäudehöhe Fassadenhöhe 
  Firsthöhe Gesamthöhe 
  Besondere Gebäude Kleinbauten und Anbauten 
  Gewachsenes Terrain Massgebendes Terrain 
  Unterirdische Gebäude Unterirdische Bauten 
  Dachgeschoss Dachgeschoss / 

Attikageschoss 
   
Hinweis  Die Umstellung auf diese Begriffe ist eine Folge der neuen kan-

tonalen Bestimmungen im PBG und den Verordnungen (ins-
besondere ABV). Sie haben vor allem auf die Projektierung der 
Gebäude und den baurechtlichen Vollzug der Bestimmungen 
einen Einfluss. Zu den Begriffsdefinitionen und neuen Mess-
weisen besteht noch keine Rechtsprechung.  

Bezüglich der Details wird auf das Dokument "Harmonisierung 
der Baubegriffe und Messweisen nach IVHB im Kanton Zürich" 
verwiesen (baugesuche.zh.ch). 
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  6.3 Wichtigste Änderungen 
Fassadenhöhe  Für die Umrechnung von der Gebäudehöhe auf die Fassaden-

höhe wird das heute zulässige Mass in allen Zonen um 20 cm 
reduziert. Der Grund dafür liegt in der neuen Messweise: 
Sämtliche Höhenmasse sind gemäss den Definitionen auf die 
nicht sichtbare Tragkonstruktion und nicht mehr auf die für das 
Erscheinungsbild relevante äussere Gebäudehülle zu messen. 

   
Abbildung zur Messweise der 
Gebäudehöhe (altes PBG) respektive 
Fassadenhöhe (neues PBG) 
 
 

 

  
   
Fassadenbündige Geländer 
bei Attikageschossen 
(Art. 18 Abs. 4 lit. b) BZO / Art. 22 Abs. 4 
lit. a) BZO) 

 Bei Attikageschossen mit fassadenbündigen Geländern oder 
einem Geländer, das näher als 1 m zur Fassadenflucht steht, 
wird die Fassadenhöhe neu bis zur Oberkante dieser Geländer 
gemessen. Dies ist eine Verschärfung gegenüber der heute 
geltenden Messweise, wonach solche Bauteile bei der Be-
stimmung der zulässigen Gebäudehöhe unbeachtlich sind. 

Daher kann bei offenen Geländern und Glasbrüstungen die 
zonengemässe Fassadenhöhe um max. 1 m erhöht werden, 
was sinngemäss der alten PBG-Regelung entspricht.  

   
Abbildung zur Messweise der 
Gebäudehöhe nach altem PBG 
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Abbildung zur Messweise der 
Fassadenhöhe nach neuem PBG 
 
 

 

 
 
Abbildung zur Herrliberger Regelung, 
wonach für offene fassadenbündige 
Geländer ein Zuschlag von max. 1 m auf 
die zonengemässe Fassadenhöhe gilt 
 
 

 

 
 
Dachform 
(Art. 39 BZO) 

 Gemäss den neuen kantonalen Bestimmungen müssen Attika-
geschosse nur noch um die halbe Geschosshöhe von der Fas-
sadenflucht zurückversetzt werden. Dadurch tritt dieses oberste 
Geschoss wesentlich dominanter in Erscheinung. 

In Herrliberg soll das Dachgeschoss jedoch weiterhin als sol-
ches erkennbar sein und nicht als zusätzliches Vollgeschoss in 
Erscheinung treten. Daher müssen Attikageschosse um das 
Mass ihrer Höhe von der Fassade zurückversetzt werden. 
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Abbildung zur neuen PBG-Regelung 
 

 

 

 
Illustration zur den Massvorschriften in 
Herrliberg 
 
 

 

 
   
Garagen mit mehr als 50 m2 
Nebennutzfläche 
(Art. 31 BZO) 

 Das PBG kannte bisher den Begriff der "besonderen Gebäude". 
Damit gemeint sind Nebengebäude wie Garagen und Garten-
häuschen, die nicht für den dauernden Aufenthalt von Personen 
bestimmt sind. Diese Gebäude werden neu unter dem Begriff 
"Kleinbauten und Anbauten" zusammengefasst. Neu ist, dass 
gemäss den Definitionen im neuen PBG die Nebennutzfläche 
dieser Gebäude auf 50 m2 beschränkt ist, was in der bisherigen 
Definition nicht der Fall war.  

Damit weiterhin Garagen und Tiefgaragenzufahrten mit mehr 
als 50 m2 baulich nicht erschwert sind, werden diese in der BZO 
Herrliberg den Kleinbauten und Anbauten gleichgestellt. 
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  7. Weitere Revisionsthemen 
  7.1 Anpassungen aufgrund Erfahrungen im 

Vollzug 
Präzisierungen  Aufgrund der im Vollzug gesammelten Erfahrungen erfährt die 

BZO zudem einzelne Anpassungen. Sie sind nachfolgend kurz 
kommentiert: 

• Kleine Nebengebäude wie z.B. Gartenhäuschen werden 
weiterhin nicht an die Baumassenziffer angerechnet. In der 
BZO wird präzisiert, dass dies für Gebäude zutrifft, für die 
keine Baubewilligung erforderlich ist (alt Art. 15 Abs. 4 
BZO / neu Art. 50 BZO) 

• Auf die Festlegung eines minimalen Wohnanteils in den 
Wohnzonen wird verzichtet, da dadurch die Nutzungsflexi-
bilität kleiner Gebäude (z.B. Praxis oder Kinderkrippe in 
einem EFH) erschwert wird (alt Art. 17 BZO). 

• Unterirdische Bauten müssen vollständig unter dem mass-
geblichen oder tiefergelegten Terrain liegen. Zur Sicherstel-
lung von Werkleitungen soll neu ein Strassenabstand von 
1 m gelten (vorher 3 m). Gegenüber Privatstrassen ist wei-
terhin kein Abstand einzuhalten. Für Unterniveaubauten, 
welche das Terrain um bis zu 0.5 m überragen dürfen, gilt 
weiterhin der ordentliche Strassenabstand von 6 m (Art. 33 
Abs. 1 BZO). 

• Neu wird in den Kern- und Zentrumszonen das Näherbau-
en an die Strassengrenze erlaubt, womit ortsbildgerechte 
Lösungen ermöglicht werden (Art. 34 BZO). 

• Aufgrund eines Verwaltungsgerichtsentscheids gelten Ge-
bäude in den Wohnzonen mit einem Gebäudeabstand von 
weniger als 5.0 m als geschlossen erstellt. Bei der Bestim-
mung der maximalen Gebäudelänge sind die Fassaden-
längen daher zusammenzurechnen (Art. 37 BZO). 

• In der BZO wird präzisiert, dass Dachflächenfenster ein 
Innenverkleidungsmass von 0.70 m2 aufweisen dürfen. Das 
Innenverkleidungsmass von 0.70 m2 entspricht z.B. dem 
Velux-Fenster-Typ FK 0.6 mit einer Lichtfläche von 0.47 m2 
(Art. 41 BZO). 

• Aufgrund der spezifischen Anforderungen, die öffentliche 
Bauten zu erfüllen haben (hindernisfreies Gelände und 
Gebäudezugänge, Gebäudedimensionen von Schulhaus-
bauten), wird präzisiert, dass diese Bestimmung zu den 
Aufschüttungen und Abgrabungen in der Zone für öffent-
liche Bauten keine Anwendung findet (Art. 42 und 43 BZO). 
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  • Für eine befriedigende Einordnung haben Bauten am Sied-
lungsrand eine diskrete Materialisierung und Farbgestal-
tung aufzuweisen. In der Regel sind keine durchgehenden 
Mauern und hohen Einfriedungen gestattet. Der Siedlungs-
rand ist mit standortgerechten Baum- und Straucharten zu 
bepflanzen (Art. 46 BZO).   

   

  7.2 Zonenzuweisung der Gewässerflächen 
Gewässerflächen und 
Gewässerräume 

 Bei der Überprüfung des Zonenplans wurde festgestellt, dass 
die Fliessgewässer zum Teil keiner Nutzungszone zugewiesen 
sind (Bauzone oder Freihaltezone). Die technische Anpassung 
des Zonenplans bleibt ohne Auswirkungen auf die bestehenden 
Gewässerläufe oder die gewässerrechtlichen Rahmenbedin-
gungen.  

Die Festlegung der Gewässerräume gemäss den neuen gewäs-
serrechtlichen Vorgaben erfolgt nachgelagert in einem separa-
ten Verfahren.  

   
Abbildung zur redaktionellen Anpassung 
im Zonenplan am Beispiel des Räbhal-
denbachs 

 

 
  Zonenplan alt: Für den Räbhaldenbach fehlt eine Zuweisung in eine Nutzungszone 
   
Abbildung zur redaktionellen Anpassung 
im Zonenplan am Beispiel des Räbhal-
denbachs 

 

 
  Zonenplan neu: Räbhaldenbach wird neu der Freihaltezone zugeteilt 
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  7.3 Überprüfung der Waldabstandslinien 
Laubhölzli 

 

 Bereits im Rahmen der Teilrevision 2013 wurde von einem 
Grundeigentümer im Rahmen des Mitwirkungsverfahrens das 
Begehren gestellt, dass die Waldabstandslinie im Bereich Laub-
hölzli zu überprüfen sei.  

Das Begehren wurde mit dem zuständigen Revierförster be-
sprochen. Er steht einer Reduktion der Waldabstandslinie an 
dieser Stelle kritisch gegenüber, da die Bestockung höher liegt 
als die Baugrundstücke. Umstürzende Bäume stellen eine Ge-
fährdung dar, wenn der Waldabstand reduziert würde. Diese 
räumliche Ausgangslage unterscheidet sich wesentlich von 
übrigen Waldflächen im Siedlungsgebiet, die insbesondere 
längs des Tobels tiefer liegen als die Baugrundstücke.  

Die gemeindliche Prüfung hat gezeigt, dass der Waldabstand 
von 30 m aufgrund der topografischen Gegebenheiten und der 
Lage am Siedlungsrand zweckmässig ist. Die Waldabstands-
linie wird daher nicht revidiert.  

Für den Grundeigentümer besteht neu kein Nachteil mehr be-
züglich der anrechenbaren Grundfläche. Die bisherige Rege-
lung in § 259 Abs. 2 PBG, wonach Waldabstandsflächen nur 
eingeschränkt ausgenützt werden dürfen, wurde im revidierten 
PBG aufgehoben. 
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  8.  Auswirkungen 
  8.1 Gemeindeentwicklung 
Theoretische Einwohner-
kapazität 

 Die Sonderbauvorschriften im Zentrum ermöglichen eine mass-
volle Innenentwicklung und schaffen somit auch mehr Geschoss-
flächen und damit verbunden eine Erhöhung der Einwohnerka-
pazität. Mit dem möglichen Geschossflächenzuwachs durch die 
Sonderbauvorschriften und die Aufzonung im Gebiet Humrigen 
steigt das Fassungsvermögen des Zonenplans um ca. 350 Ein-
wohner auf rund 7'650 Einwohner an.  

Entscheidend ist jedoch, in welchem Zeitraum sich der Gebäu-
debestand erneuert und ob sich die Grundeigentümer dafür ent-
scheiden, nach Regelbauweise oder nach den Sonderbauvor-
schriften zu bauen. Hauptziel der Sonderbauvorschriften ist es 
zudem, die ortsbauliche Qualität zu fördern.  

In der quantitativen Betrachtung kann mit den Sonderbauvor-
schriften in den kommenden 15 Jahren Wohnraum für rund 100 
zusätzliche Personen geschaffen werden (Annahme).  

   
Arbeitsplatzkapazität  Die Arbeitsplatzkapazität bleibt grundsätzlich unverändert.  

   
Kernzonen  Die differenzierten Kernzonenpläne gewährleisten zusammen 

mit den aktualisierten Bestimmungen, dass sich Neubauten 
rücksichtsvoll in die historischen Strukturen integrieren. Neu 
sind auch zeitgemässe architektonische Lösungen möglich. 

   
Weiler  Die übergeordneten Vorgaben zwingen die Gemeinde Herrli-

berg, die bisherigen Bestimmungen zu den Kernzonen Weiler 
anzupassen. In den Weilern Biswind, Hasenacher, Hof, Kitten-
müli, Rütihof, Wetzwil können keine Neubauten mehr bewilligt 
werden. Die Nutzungsmöglichkeiten in den Kleinsiedlungen 
werden daher gegenüber heute eingeschränkt. Umnutzungen 
und Ersatzneubauten bleiben weiterhin möglich. 

   
Zentrumszone  Die neu eingeführte Zentrumszone im Bereich der Forchstrasse 

hat zum Ziel, das Zentrum für die Versorgung der Bevölkerung 
zu stärken und den öffentlichen Raum als Aufenthalts- und Be-
gegnungsraum aufzuwerten. 

Die im Ergänzungsplan festgelegten ortsbaulichen Prinzipien 
gewährleisten, dass am Ortsbild qualitätsvoll weitergebaut wird. 
Der Gemeinderat setzt sich gemäss dem Legislaturziel dafür 
ein, dass die Forchstrasse entsprechend ihrer Bedeutung als 
innerörtliche Zentrumsstrasse umgestaltet wird und den Ort 
optisch nicht mehr "zerschneidet" und trennt. Zusammen mit 
dem Kanton wurde dazu ein Projekt gestartet. 
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Massvolle Innenentwicklung  Die Sonderbauvorschriften gewährleisten eine angemessene 
und mit dem Baumassenzifferzuschlag von 20 % auch wirt-
schaftlich interessante Weiterentwicklung der Quartiere im Nah-
bereich der Forchstrasse. In diesen Gebieten ist eine Zunahme 
der Anzahl Wohneinheiten und Einwohner erwünscht.  

   
Zonen für öffentliche Bauten  In Herrliberg sind heute 8 ha Bauland einer Zone für öffentliche 

Bauten zugeteilt (aktuelle Bauzonenstatistik 2017). Davon sind 
0.9 ha nicht überbaut (Überbauungsgrad 90 %). 

Die Zonenfläche für öffentliche Bauten reduziert sich durch die 
Umzonung des Gemeindehauses und der Alterssiedlung an der 
Forchstrasse um rund 0.7 ha. Die Umzonung hat keinen Ein-
fluss auf diese Nutzungen und die verbleibenden Nutzungsre-
serven (0.9 ha) in der Zone für öffentliche Bauten.  

Das Gemeindehaus und die Alterssiedlung sind auch in der 
Zentrumszone baurechtlich zonenkonform. Die Zentrumszone 
eröffnet der Gemeinde die Möglichkeit, generationendurch-
mischte Nutzungen und ergänzende Angebote zu realisieren, 
wenn die Alterssiedlung dereinst erneuert werden muss. 

Der Handlungsspielraum zur Errichtung öffentlicher Bauten und 
Anlagen wird mit den untergeordneten Zonenplananpassungen 
nicht eingeschränkt (Reserve OeB unverändert 0.9 ha). Über-
dies verfügt die Gemeinde über genügend eigene Bauzonenre-
serven, die zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben aktiviert werden 
könnten (z.B. 1.5 ha W3/2.7 in der Vogtei). 

   
Bäche  Mit der Anpassung des Zonenplans werden die offenen Bach-

abschnitte formell einer Nutzungszone zugeteilt (Freihaltezone 
oder Bauzone). Auf den Gewässerraum und die weiterhin zu 
beachtenden gewässerrechtlichen Rahmenbedingungen hat die 
technische Anpassung des Zonenplans keinen Einfluss.  

   
  8.2 Umwelt 
Lärmbelastung  Mit der Umgestaltung der Forchstrasse soll sich die Lärmbe-

lastung entlang dieser Strasse reduzieren. Dies ist jedoch Ge-
genstand eines separaten Projekts, das zusammen mit dem 
Kanton in Etappen umgesetzt werden soll. 

   
Gewässerraum  Die Festlegung der Gewässerräume ist Gegenstand eines 

separaten Verfahrens.  

   
Kulturland  Es werden keine Fruchtfolgeflächen beansprucht. 
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Altlasten  Die Umzonung bei der Post von der Wohnzone W 2.7 in die 
Zentrumszone Z 2.7 betrifft eine Fläche, die im Kataster der be-
lasteten Standorte (KbS) bezeichnet ist. Der Standort ist jedoch 
nicht untersuchungs- oder überwachungsbedürftig. Gemäss Ka-
tastereintrag werden keine schädlichen Einwirkungen erwartet. 
Allfällige Massnahmen sind im Baubewilligungsverfahren fest-
zulegen. 

 
Naturgefahren  Art. 6 RPG regelt, dass die Kantone diejenigen Gebiete identifi-

zieren, die durch Naturgefahren oder schädliche Einwirkungen 
erheblich bedroht sind. In den Gefahrenkarten werden unter 
anderem Gebiete mit erheblicher Gefährdung (Verbotsbereiche, 
rot) bezeichnet. Weitere Gebiete, die in der Gefahrenkarte aus-
geschieden werden, sind diejenigen mit mittlerer Gefährdung 
(Gebotsbereiche, blau) und solche mit geringer Gefährdung 
(Hinweisbereiche, gelb). Für die verschiedenen Gefahrenklas-
sen sind jeweils situationsgerechte Massnahmen zu ergreifen. 
In der Verordnung über den Hochwasserschutz und die Was-
serbaupolizei (HWSchV) § 9 Abs.1 werden die verschiedenen 
Massnahmen erläutert: 

"Die Gemeinden beschränken in Gefahrenbereichen die Ge-
fährdung von Bauten und Anlagen durch häufige oder stark 
schädigende Hochwasser, vor allem mit planungsrechtlichen 
Festlegungen wie Um- oder Auszonungen, Gewässerabstands-
linien, Gestaltungsplänen und Niveaulinien. Sie ordnen im Ein-
zelfall zur Vermeidung von Schäden an Bauten und Anlagen die 
erforderlichen Beschränkungen der baulichen Nutzung und 
bauliche Massnahmen an." 

   
Ausschnitt Naturgefahrenkarte  
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  Im Baugebiet von Herrliberg besteht nur in wenigen Gebieten 
eine geringe bis maximal eine mittlere Gefährdung. Die Hoch-
wassersicherheit ist in erster Linie mit dem Gewässerunterhalt 
und mit raumplanerischen Massnahmen sicherzustellen (Ge-
wässerraumfestlegung). Erst wenn dies nicht ausreicht, dürfen 
bauliche Vorkehrungen an den Gewässern getroffen werden. 

   
  8.3 Finanzen 
Mehrwertabgaben  Nach Art. 5 RPG ist für erhebliche Vor- und Nachteile, die durch 

Planungen entstehen, ein angemessener Ausgleich zu gewähr-
leisten.  

Der Regierungsrat des Kantons Zürich hat am 7. Februar 2018 
dem Kantonsrat das Mehrwertausgleichsgesetz (MAG) bean-
tragt. Dieses sieht eine obligatorische kantonale Mehrwertab-
gabe von 20 % für Einzonungen sowie die Möglichkeit für eine 
kommunale Mehrwertabgabe von bis zu 40 % auf Um- und Auf-
zonungen (Siedlungsentwicklung nach innen) und städtebauli-
che Verträge vor.  

Die parlamentarische Behandlung und die Inkraftsetzung des 
MAG stehen noch aus. Im Rahmen dieser Teilrevision werden 
daher keine Mehrwertabgaben erhoben.  

   
Mehrwert im Rahmen der 
Sonderbauvorschriften  

 In den neu ausgeschiedenen Geltungsbereichen der Sonder-
bauvorschriften wird eine um 20 % höhere bauliche Dichte er-
möglicht. Diese Gebiete erfahren somit einen gewissen Pla-
nungsvorteil. Die Sonderbauvorschriften bewirken jedoch kei-
nen Zwang, nach ihnen zu bauen. Mit dem Mehrwert für Private 
sind auch wesentliche qualitative Mehrwerte für die Öffentlich-
keit verbunden: 

• Erhöhte Anforderungen an die Architektur und Integration 
der Bauten in die Quartierstruktur 

• Innere Verdichtung mit zusätzlichen Wohneinheiten  
• Erhaltung und Aufwertung von Freiflächen 
• Siedlungsverträgliche und ansprechend gestaltete Lärm-

schutzmassnahmen  
   
Gemeindefinanzen   Die Gemeinde besitzt mehrere Grundstücke, die sich innerhalb 

des Perimeters mit Sonderbauvorschriften befinden (Fulerweg, 
Post, Alterssiedlung Forchstrasse). Die Gemeinde profitiert so-
mit von der Möglichkeit, eine höhere Dichte (+ 20 %) zu reali-
sieren, was jedoch projektbezogen zu beurteilen ist.  
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  Das an die Zentrumszone angrenzende Areal an der Humrigen-
strasse gehört der Gemeinde Herrliberg. Die Umzonung von 
der Wohnzone W2/1.7 in W3/2.7 bewirkt eine Wertsteigerung 
der Liegenschaft.  

Überdies werden Grundstücke mit Gemeindeliegenschaften 
(Gemeindehaus und Alterssiedlung) von der Zone für öffentli-
che Bauten in eine Zentrumszone umgezont, was sich auf die 
gemeindliche Finanzbuchhaltung auswirkt.  

Ansonsten hat die Teilrevision keine direkten Auswirkungen auf 
den Finanzhaushalt der Gemeinde. 

   
  8.4 Fazit 
Anforderungen des ARE an 
Nutzungsplanungen 

 Die im Kreisschreiben der Baudirektion vom 4. Mai 2015 um-
schriebenen Anforderungen an Richt- und Nutzungsplanungen 
werden hinsichtlich der Übereinstimmung mit Art. 15 RPG sinn-
gemäss wie folgt erfüllt: 

• Die Vorgaben der übergeordneten Richtpläne werden 
vollständig respektiert. Insbesondere ist die kommunale 
Planung widerspruchsfrei auf den regionalen Richtplan 
Pfannenstil abgestimmt.  

• Den im kantonalen Raumordnungskonzept für den Hand-
lungsraum "urbane Wohnlandschaft" vorgegebenen Grund-
sätzen zur qualitätsorientierten Innenentwicklung wird 
Rechnung getragen. Die Möglichkeiten zur Siedlungsent-
wicklung nach innen werden unter besonderer Berück-
sichtigung der Erschliessung mit dem öffentlichen Verkehr 
angemessen ausgeschöpft. 

• Mit den Sonderbauvorschriften wird in den Wohn- und 
Zentrumszonen eine zusätzliche Einwohnerkapazität ge-
schaffen, was den übergeordneten Zielen der Siedlungs-
entwicklung nach innen entspricht. Die Erhöhung der Ein-
wohnerkapazität ist im Handlungsraum "urbane Wohnland-
schaft" angemessen.  

• Zur Teilrevision der Nutzungsplanung wurde keine beson-
dere Abstimmung über die Gemeindegrenzen hinweg vor-
genommen. Die Nachbargemeinden können sich im Rah-
men der Anhörung zu den Revisionsinhalten äussern. 

• Mit der Entwicklungsstrategie und den darauf aufbauenden 
kommunalen Richtplänen Siedlung und Landschaft sowie 
Verkehr liegt eine Gesamtschau vor, die wesentliche plane-
rische Ziele für das ganze Gemeindegebiet umfasst. Die 
wichtigsten Themen und Postulate sind in die Teilrevision 
der Nutzungsplanung eingeflossen.  

 
 


